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Aktivere Stadtplanung verlangt
Wachstum durch Zuzug: Bremen muss Quartiere ressortübergreifend planen, fordern Fachleute aus verschiedenen Bereichen
von SARA SUnDERMAnn

Bremen. Bremen wächst durch Flüchtlinge
und Zuzug aus anderen EU-Staaten. Gera-
dehabenExpertendes Landesamtes für Sta-
tistik prognostiziert, dass BremensBevölke-
rung bis zum Jahr 2035 um rund fünf Pro-
zent wachsen wird. Wie will Bremen dieses
Wachstumgestalten?Nochmachendie Sta-
tistiker keineAussagen dazu,welche Stadt-
teile besonders stark wachsen könnten.
DochZahlendesEinwohnermeldeamtes zei-
gen schon jetzt deutlich: Besonders viele
neue Zuwanderer und Flüchtlinge leben in
Randgebieten. Und sie leben nicht vor al-
lem in den reicheren Randgebieten Borg-
feld und Oberneuland, sondern in den är-
meren, inBlumenthal undVegesack, inGrö-
pelingen, Walle und Huchting.
Schnell neue Schulen und Kitas in wach-

senden Stadtteilen zu bauen, sei nicht das
Einzige,waswichtig ist, sagt PierreHansen,
Vorstand imZentralelternbeirat (ZEB). „Bre-
men braucht ein städtebauliches Konzept,
um zu steuern, wo all diese zusätzlichen
Menschen wohnen sollen“, fordert er. Ge-
fragt seien dabei nicht nur das Bildungs-
oder das Bauressort, sondern der gesamte
Senat und der Bürgermeister. Bisher habe
BremendenWohnungsbauweitgehenddem
Markt überlassen. Das führe dazu, dass

Flüchtlinge vor allem in günstige Wohnun-
gen in Randlagen zögen. Huchting, Gröpe-
lingen und Bremen-Nord wachsen – dabei
sei es eher sinnvoll, in diesenGebieten gro-
ßeWohnblöcke zurückzubauen, anstatt zu-
zusehen, wie diese sich neu mit Zuwande-
rern füllten, so Hansen.
Wachstum durch Zuwanderung? „Das ist

auch eine Riesen-Chance“, sagt Alexander
Künzel, Chef der Bremer Heimstiftung. Die
Heimstiftung plant derzeit auf einem gro-
ßen Gebiet beim Ellener Hof in Osterholz
500Wohnungen. Dort sollen alte und junge
Menschen, Menschen mit und ohne Behin-
derung, EinheimischeundFlüchtlingewoh-
nen. Bremen brauche noch stärker als bis-
her vorausschauende, ressortübergreifende
Quartierskonzepte, sagt Künzel. „Die Ent-
wicklung neuer Wohnquartiere darf nicht
nur durch Investoren bestimmt werden, es
muss immer einenMasterplan der Stadt ge-
ben.“ Dabei dürfe die Verantwortung für
dieGestaltungneuerWohngebiete nicht al-
lein beim Bauressort liegen: „Sozial-, Kul-
tur- undBildungsressortmüssen vonAnfang
an beteiligt sein.“
NatürlichmüsseBremenverantwortungs-

voll mit seinem knappen Geld umgehen, so
Künzel. Doch es gebe kluge Lösungen für
gemischte Quartiere, die wirtschaftlich sei-
en. Ein Beispiel: Neben dem Stiftungsdorf

derHeimstiftung inBorgfeld habe eineMen-
sa für eine Grundschule gefehlt. Statt dort
eine eigene Mensa zu bauen, würden nun
Senioren, Restaurantbesucher aus dem
Stadtteil und rund150Grundschüler einRes-
taurant gemeinsam nutzen und dort zuMit-
tag essen. Wohngebiete in Kattenturm, der
Neuen Vahr und Blumenthal seien in der
Vergangenheit einseitig gestaltet worden,
sagt Künzel: „Nun hat Bremen die einmali-
ge Chance, es besser zu machen.“ Wichtig
sei dafür, die Bedürfnisse verschiedener
Gruppen vonAnfang an zusammen zu den-
ken und Angebote für alte und junge Leute
zu verknüpfen.
„Bremen darf die Stadtplanung nicht den

Privaten überlassen“, fordert auch Daniel
Schnier von der Zwischenzeitzentrale. Er
setzt sich mit seinem Team dafür ein, leer
stehendeGebäudemit neuemLeben zu fül-
len. Um die Stadtentwicklung aktiv zu ge-
stalten, fehlten Stadtplaner in Bremen, kri-
tisiert Schnier: „Wir erleben seit Jahren, dass
Stellen für Stadtplaner bei der Baubehörde
nicht neu besetzt werden – zum Teil wer-
den halbe Stellen ausgeschrieben, die be-
fristet sind – aber so eine Stelle ist nicht at-
traktiv genug, um gute Leute nach Bremen
zu holen.“ Im Vergleich zu vor zehn Jahren
gebe es deutlichweniger Stadtplaner: „Frü-
her hatte man für diesen Bereich eine gan-
ze Fachabteilung.“ Nun gebe Bremen vie-
les anprivate Investoren abunderteile auch
für Studien zur StadtentwicklungmehrAuf-
träge an Externe.
ImRahmeneines Programms, bei demsich

zehneuropäischeStädte austauschen, habe
er einiges gelernt, erzählt Daniel Schnier:
„Andere Städte wie zum Beispiel Gent in
Belgien oder das finnische Helsinki haben
richtige Strategieabteilungen.“ In diesen
Abteilungen befassten sich nicht nur Stadt-
planer, sondern auch Mitarbeiter anderer
Behörden und externe Ideengeber gemein-
sam damit, wie sich eine Stadt weiterentwi-
ckeln kann.Pierre Hansen
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visionen für bessere Bildung
Multimedialer Unterricht und Besinnung auf Grundlagen: FDP stellt Positionspapier für Schulen vor

von KRISTIn HERMAnn

Bremen.Was hätteGoethesWerther in Zei-
tenderDating-App„Tinder“ gemacht?Hät-
te er sich trotzdem das Leben genommen
oder sich einfach eine neue Herzdame via
Smartphone gesucht? Dieser Vorschlag für
den Deutschunterricht kommt von den Bre-
mer Liberalen.Altesmit neuerTechnikkom-
binieren, so wünscht es sich die FDP-Bür-
gerschaftsfraktion. Der Vorschlag war nur
einer von vielen Punkten, die die Fraktions-
vorsitzende Lencke Steiner und die FDP-
Bildungsexpertin JulieKohlrausch amMitt-
woch vorstellten.
Auf ihrer Klausurtagung in Travemünde

vor einigen Wochen hatte die Fraktion ein
Papier zum Thema Bildung ausgearbeitet.

Damitwollendie Liberalen in denkommen-
den Deputations- und Bürgerschaftssitzun-
gen antreten.Das „Visionspapier“,wie Stei-
ner und Kohlrausch es nennen, umfasst
mehrere Verbesserungsvorschläge für das
Bremer Schulsystem, aber auch einige For-
derungen andenSenat,wie dieAufstellung
eines konkreten Sanierungsplans für bau-
fällige Bildungseinrichtungen. „Viele Din-
gedavonkostenGeld, einige sind aber auch
nur eineEinstellungssache“, sagt JulieKohl-
rausch.
Unter anderem plädiert die FDP dafür,

dass es in der Schule wieder mehr auf Leis-
tung ankommt. „Wir sind auch dafür, dass
Kinder sitzenbleiben dürfen“, sagt Steiner.
BremerBildungsabschlüsse bräuchtenbun-
desweit einen besseren Ruf, als es aktuell

der Fall sei. Dafür will die FDP unter ande-
rem Exzellenzschulen mit verschiedenen
Schwerpunkten fördern. „Außerdemsetzen
wir uns für die freie Schulanwahl ein“, sagt
Kohlrausch. Eltern und Kindern werde da-
durch eine größere Wahlmöglichkeit gebo-
ten, und zwischen den einzelnen Schulen
entstehe ein gesunder Wettbewerb.
Schulen und einzelne Klassen sollten zu-

demüber Innovationsbudgets verfügen,mit
denen sie verschiedene Projekte fördern
können. Riefen alle Schulen dieses Budget
ab, würde sich die Summe nach Angaben
der Fraktion auf 23 Millionen Euro belau-
fen. Finanzieren würden die Liberalen ihre
BildungsoffensivemitGeldern aus demLän-
der-Finanz-Ausgleich. Sie fordern aus dem
Topf etwa 150 Millionen Euro für Schulen.

Bremen. Der Tarifvertrag Pflege ist gerade
abgeschlossen, da erklären zwei Arbeitge-
ber des Arbeiter-Samariter-Bundes (ASB)
das Vertragswerk für nichtig. Hintergrund
ist ein Streit der Tarifgemeinschaft Pflege
Bremen, für deren Mitglieder der Tarif gilt,
mit den zwei ASB-Gesellschaften über die
Inhalte des Tarifvertrags. Mit einer Klage
vor demAmtsgerichtwollendie beidenPfle-
ge-Anbieter ihre fristlosenKündigungener-
zwingen – unddamit denAusstieg aus dem
Tarif. Die zwei ASB-Gesellschaften sehen
wirtschaftlich keine Möglichkeit, die im
Vertragswerk enthaltenen Lohnsteigerun-
gen umzusetzen.
Knackpunkt: Die ASB-Gesellschaften

„Ambulante Pflege“ und „Altenwohn- und
Pflegeheim“ haben ihre Mitgliedschaft in
der Tarifgemeinschaft (TG) gekündigt,
nachdem diese mit der Gewerkschaft Ver-
di einen Tarifvertrag ausgehandelt hatte.
Darin einigten sich die Parteien auf höhere
Lohnzahlungen, Urlaubsregelungen und
Sonderzahlungen für die Beschäftigten der
Arbeitgebermitglieder der Tarifgemein-
schaft.
Dem Vernehmen nach hatten Vertreter

der ASB-Gesellschaften bereits Ende De-

zember 2016 die Sorge geäußert, die aus-
gehandeltenLohnerhöhungenvon zumTeil
knapp acht Prozent für 2017 und 2018 von
den Sozialhilfeträgern und Krankenkassen
nicht refinanziert zu bekommen. Für diesen
Fall rechnet die „Ambulante Pflege“ in die-
semJahrmitMehrkosten inHöhevon70000
Euro. Im nächsten Jahr würden noch ein-
mal 170000Eurodazukommen.Demgegen-
über stünden Jahresüberschüsse in Höhe
von knapp 16000 Euro in 2015 und rund
40000Euro in 2016.Aus den laufendenEin-
nahmenkönntendie höherenEntgelte nicht
gedeckt werden, so der ASB. Die Kranken-
kassen hätten angeboten, ihren Beitrag zur
Kostendeckung um lediglich zwei Prozent
anzuheben. Das könne die Gesellschaft
„Ambulante Pflege“ in ihrer Existenz be-
drohen. ImRahmenderVerhandlungenmit
Verdi sei die Tarifgemeinschaft auf diese
Einwände nicht eingegangen, kritisiert
einer der Geschäftsführer.

Aus diesem Grund warfen die beiden
Arbeitgeber im Januar das Handtuch. Die
Kündigungen lehnt die Tarifgemeinschaft
jedoch ab. InklusiveKündigungsfrist sei der
Austritt Ende März wirksam. Damit gelte
der Tarifvertrag für die nächsten zwei Jah-
re auch für die beidenASB-Gesellschaften.
Ihre Angestellten könnten darauf pochen,
dass sie in dieser Zeit nach Tarif entlohnt
werden.
Das bestätigt der Geschäftsführer von

Verdi im Bezirk Bremen-Nordniedersach-
sen, Rainer Kuhn. „Wenn ein Tarifvertrag
abgeschlossenwurde, gilt dieser für dieAlt-
beschäftigten. Für Beschäftigte, die jetzt
eingestellt werden, gilt er nicht.“ Grundla-
ge sei dasTarifvertragsgesetz.Demnachgilt
der Tarif so lange, bis er durch einen neu-
en Tarif ersetzt wird.

Als das geltendeVertragswerk ausgehan-
delt wurde, war der Geschäftsführer von
„Ambulante Pflege“, Stefan Block, Vor-
standsmitglied der TG. Diesen Posten hat
er im Januar abgegeben. Er und die Ge-
schäftsführer der „Altenwohn- und Pflege-
heim“ werfen der Tarifgemeinschaft unter
anderem formale Fehler bei den Einladun-
gen zuSitzungenund IntransparenzbeiAb-
schluss desTarifvertrages vor.UnsereNach-
fragen bei der TG ergaben, dass es unter
anderem um die Form von Einladungen
geht. Laut Satzung muss der Vorstand die
Mitglieder schriftlich einladen.ÜblichePra-
xis sei zuletzt aber gewesen, per E-Mail ein-
zuladen. Außerdem kritisiert Stefan Block,
er sei zu spät über die Inhalte des Tarifver-
trags informiert worden, um die Folgen des
Vertrags prüfen und bewerten zu können.

Pflege-Tarifvertrag spaltet Arbeitgeberlager
Zwei ASB-Gesellschaften klagen gegen das vertragswerk und werfen der Tarifgemeinschaft Intransparenz vor

von AnTJE STÜRMAnn

Wer alte Menschen pflegt, soll mehr Lohn bekommen als bisher. Doch das Tarifvertragswerk steht in der Kritik. FOTO: DPA

„Ich hoffe,
dass wir eine
Lösung finden.“
Arnold KniggeFO
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Gesundheitsamt zieht Bilanz

Bremen. Erstmals hat das Gesundheitsamt
eine Bilanz zur medizinischen Versorgung
vonAsylsuchendengezogen, die in den Jah-
ren 2015und2016nachBremengekommen
sind. In beiden Jahren hat das Bundesland
rund 13500 Menschen aufgenommen, mit
rund 10300Asylsuchendenwar derAnstieg
imJahr 2015 auf demHöhepunkt der Flücht-
lingswelle besonders groß. Jeder fünfteAsyl-
suchende wurde in Bremerhaven versorgt.
Zur medizinischen Versorgung gehörte

nach dem Bericht, der in der Gesundheits-
deputation vorgelegtwurde, eineErstunter-
suchung durch das Gesundheitsamt. Sie ist
bei allen neu ankommenden Asylbewer-
bern, die in einer Gemeinschaftsunterkunft
untergebracht werden, gesetzlich vorge-
schrieben. Ziel ist es unter anderem, anste-
ckungsfähige Erkrankungen wie eine Tu-
berkulose auszuschließen. Dem Bericht zu-
folge stieg die Zahl der Neuerkrankungen
von 44 Fällen (2014) auf 67 Fälle (2015), im
vergangenen Jahr sank sie wieder auf 58
Fälle. Der Anstieg sei „aller Wahrschein-
lichkeit nach durch die hohe Zahl an unbe-
gleitetenminderjährigen Ausländern zu er-
klären“. EinGrund seien die besonders lan-
gen Fluchtwege in dieser Gruppe und die
Häufigkeit der Erkrankung in den Her-
kunftsländern. FürÄrzte habe es Fortbildun-
gen gegeben.
Grundsätzlich habe es keineAbweichun-

gen und Auffälligkeiten gegeben, der Ge-
sundheitszustand entsprechedem„einer al-
tersvergleichbarenGruppe in der deutschen
Bevölkerung“, betonen dieAutoren des Be-
richts. „Dies gilt insbesondere für die Zeit
der hohen Zugangszahlen in der zweiten
Jahreshälfte 2015undder ersten Jahreshälf-
te 2016. Bei etwa 50 Prozent der untersuch-
ten Personen konnte keinweiterer Behand-
lungsbedarf festgestellt werden. Unter den
Übrigenwaren Zahnkaries oder Infekte der
oberenAtemwegewieErkältungskrankhei-
ten sowie unspezifische Schmerzzustände
die früheren Diagnosen“, heißt es in dem
Bericht. Dazu kämen Hauterkrankungen,
die auf die Flucht und die damit verbunde-
nen Umstände der Unterbringung zurück-
zuführen seien.
NebendenErstuntersuchungenundWei-

terbehandlungen hat das Gesundheitsamt
mehrere Impfaktionen organisiert. Vor al-
lem in den überlasteten Erstaufnahmeein-
richtungen und anderen großenUnterkünf-
ten seien immer wieder Einzelfälle von
Windpockenaufgetreten. Ende 2015bisAn-
fang 2016 gab es große Impfaktionengegen
Grippe sowie Masern, Mumps und Röteln
(MMR) in allen Notunterkünften und Über-
gangswohnheimen der Stadt. „Innerhalb
von sechs Wochen wurden 3733 Menschen
gegen Grippe und 2879 gegen MMR an 34
Standorten geimpft.“ An der Aktion betei-
ligten sich 25 Impfteamsmit zahlreichenEh-
renamtlichen.

Wie Flüchtlinge
versorgt wurden

von SABInE DoLL

STADTUMSCHAU
Hilfe für defekte Toaster oder Rasierer bie-
tet das Repair-Café am Sonnabend, 6. Mai,
in der Recycling-Station Kirchhuchting,
Obervielander Straße 45. Von 9.30 bis 12.30
Uhr können Bürger dort Elektro-Kleingerä-
te zusammenmit Fachleuten reparieren. Für
eine bessere Planung wird darum gebeten,
dasReparaturobjekt unter Telefon 3613611
anzumelden.

SeinBuch „EndederWahrheitssuche“ stellt
Joachim Wagner am Donnerstag, 11. Mai,
vor. Auf der Basis von 200 Interviews ana-
lysiert der Jurist und Journalist die Rechts-
sprechungskultur der Justiz. Die Veranstal-
tung beginnt um 19 Uhr in der Buchhand-
lung Kamloth und Schweitzer, Ostertorstra-
ße 25-29. Eintritt: 8 Euro.

Segelkurse inOptimisten-Jollen veranstal-
ten die Bremer Bäder ab dem 13. Mai auf
dem Werdersee und dem Unisee. Ein kos-
tenloses Schnuppersegeln zum Saisonstart
am Freitag, 12. Mai, findet ab 15 Uhr auf
demUnisee (ParkplatzHochschulring/Ecke
Hemmstraße) statt. Alle Termine finden In-
teressierte im Internet unter www.bremer-
baeder.de.

Eine Jugendbildungsmesse informiert am
Sonnabend, 13. Mai, über Auslandsaufent-
halte für Jugendliche. DieMesse findet von
10 bis 16 Uhr in der freien evangelischen
BekenntnisschuleBremen, Steinsetzer Stra-
ße 4, statt.

ÜberdieRechte vonMinijobbern informiert
eine Veranstaltung der Arbeitnehmerkam-
mer Bremen am Dienstag, 16. Mai, ab 18
Uhr in der Bürgerstraße 1. Es wird um An-
meldung gebeten, telefonisch unter 36301-
28 oder -29 oder per Mail an recht@arbeit-
nehmerkammer.de.

Eine Wildkräuterwanderung auf dem Bre-
mer Stadtwerder bietetMoHedke für Sonn-
tag, 7. Mai, ab 11 Uhr an. Kosten: 10 Euro.
Weitere Informationen unter Telefon
0157/84737707.

Bremen.Was tungegen rechte Stammtisch-
parolen? Antworten sollen im Verlauf eines
Workshops am Freitag, 12. Mai, erarbeitet
werden, zu dem die Kirche, Diakonie und
Referentender BremerBeratungsstelle „Pro
aktiv gegen rechts“ einladen. Die Teilnah-
me sei kostenfrei, sagteDiakoniesprecherin
ReginaGruse.DasAngebot imDomkapitel-
haus richtet sich unter anderem an Freiwil-
lige, die sich in der Flüchtlingshilfe enga-
gieren.Anmeldungen sindnochbis Freitag,
5. Mai, unter der E-Mail-Adresse roettger@
kirche-bremen.demöglich.GeradeFreiwil-
lige, die sich für geflüchtete Menschen ein-
setzen, sähen sich imAlltag immer häufiger
mit rechtenParolenundAnfeindungenkon-
frontiert, hieß es. „Ob beim Friseur oder auf
Familienfeiern – viele müssen sich für ihr
Engagement rechtfertigen.“

Workshop
gegen rechte Parolen

EPD

Alexander Künzel
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ASB-Landesgeschäftsführer Jürgen Leh-
mannwill sich zumStreit nicht äußern. Nur
so viel: „Wir begrüßen grundsätzlich Tarif-
verträge imBereichPflege.“ Selbstverständ-
lich sei derASBaneiner außergerichtlichen
Einigung seiner beiden Gesellschaften mit
der TG interessiert. Lehmann ist allerdings
auch überzeugt, dass die Haustarife der
ASB-Gesellschaften angemessen sind.
„Passt der ASB die Löhne nicht regelmäßig
an, laufen die Angestellten weg, oder Be-
werber kommen gar nicht zu uns“, glaubt
er. TG-Vorstand Arnold Knigge will sich
ebenfalls nicht zu der Klage äußern. „Ich
hoffe, dass wir in den geplanten Gesprä-
chen doch noch eine Lösung finden“, sagt
er. Einen Verhandlungstermin vor Gericht
gibt es laut ASB-Anwalt Christian Darge
noch nicht.


